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Die Rolle der Energiewirtschaft und die Energiepolitik der
Bundesregierung bewegen nicht erst nach der Reaktorkata-
strophe in Tschernobyl die Gemüter. Energiepolitische Ent-
Scheidungen wie der Bau von Atomkraftwerken sind schon in
den 70er Jahren von der Anti-AKW-Bewegung hinterfragt
worden.

Aber auch auf wissenschaftlicher und parlamentarischer
Ebene wurden im letzten Jahrzehnt Energiepolitik und -wirt-
schaft intensiv untersucht. Das erste Pflichtgutachten der
Monopolkommission mit dem Titel „Mehr Wettbewerb ist
möglich" erfaßte den Stand der Unternehmenskonzentration
in der Energiewirtschaft und kritisierte die monopolistische
Struktur des Energiemarktes bzw. der Energie-Teilmärkte, vor
allem des Strommarktes. Dann legte die vom 9. Bundestag
eingesetzte Enquête-Kommission „Zukünftige Kernenergie-
Politik" nicht nur vier unterschiedliche Szenarien der energie-
politischen Entwicklung vor - darunter zwei Pfade, bei denen
auf die Atomenergie verzichtet wird. Die Enquête-Kommis-
sion gab ferner konkrete Empfehlungen, um ernsthaft die
Option zu eröffnen, auf Kernenergie zukünftig verzichten zu
können.

Das Öko-Institut stellte mit der „Energiewende" ein Modell
zur Diskussion, wie die Energieversorgung in der Bundesrepu-
blik langfristig auch ohne Atomstrom und Erdöl zu gewähr-
leisten ist. Und im vorigen Jahr plädierte das Öko-Institut mit
der „ünerg/ewcwrfe 77" für „eine «ewe Tsnergze/zo/üz/c <7er Ä/w-
mîmmcm", wie es im Untertitel hieß.

Im August 1984 brachte die Fraktion der GRÜNEN im
Bundestag einen Gesetzesentwurf „öfter <7ie .sq/om'ge .S'ü//eg««g
vom ^ ZowoM/öge« ;m der ÄWMdewpwMA: 7)ewttc/z/öMd (74 Zorn-
.s'/zezrgese/zj" ein. Das Atomsperrgesetzt strebte die Abschal-
tung aller Atomanlagen innerhalb von sechs Monaten an. Es
wurde im Herbst 1984 vor nahezu leeren Bundestagsbänken
als „we/zvvezze.s SzgMzz/ der f/«verz?Mzz/r", so Alexander Warrikoff

(CDU) und „zzM^ZMMZge A7oxzwo//order««g", Gerhard Schröder
(SPD), abgetan. Das Atomsperrgesetz wurde folglich erstmal
zu den Akten gelegt.

Die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl war für die Nut-
zung der Atomenergie ein historischer Einschnitt und hat die

energiepolitische Debate erneut entfacht. Vor der Folie von
Szenarien wird eine energiepolitische Kursänderung in Rieh-

tung auf Verzicht auf Atomenergie zur Diskussion gestellt.
Die Zielsetzungen variieren zwischen dem „sofortigen Aus-
stieg aus der Atomenergie", Vorschlägen für eine „neue Kohle-
politik", dem Einsatz „alternativer Energien" und den Mög-
lichkeiten des Energiesparens.

Mit einem Mal sind andere, ökologisch und sozial verträg-
lichere Formen der Energieerzeugung und -nutzung als bei der

Kernenergie möglich wieder gefragt. Der Hessische Minister
für Umwelt und Energie legte im Mai 1986 eine „Zusammen-
fassung energiepolitischer Entscheidungsgrundlagen" vor.
Dabei geht es darum, die technischen Möglichkeiten aufzu-
weisen, die bei der vorhandenen installierten Kraftwerkslei-
stung in der Bundesrepublik bestehen. Außerdem werden
energie- und volkswirtschaftliche Fragen sowie mögliche Um-
weltbelastungen thematisiert.

Das Ergebnis des Fischer-Szenarios lautet: Der sofortige
Ausstieg aus der Nutzung der Atomenergie zum Jahreswech-
sei 1986/87 ist „z'm zfer gcgcMvvärZzge« SYzzzzz/zom moc/z Zcc/zmwc/z

macftftar". Bei der Szenariobetrachtung ist eine ausreichende
Reservekapazität (ca. 17% der Höchstlast) vorhanden und bei

den vorhandenen Kapazitäten von Grundlast-, Mittellast- und

Spitzenlastkraftwerken ist eine „akzeptable Verteilung" mög-
lieh. Die zusätzlich erforderliche Menge an Kohle, Erdgas und
schwerem Heizöl ist beschaffbar. Zweifel bestehen allerdings,
ob das 380 kV-Verbundnetz ausreicht, um regionale Ungleich-
gewichte bei der sofortigen Stillegung aller Atomkraftwerke
auszugleichen. Ferner ist dem Szenario eine Stromeinsparung
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von 15% innerhalb der nächsten fünf Jahre zugrunde gelegt.
Wenn diese Stromeinsparung nicht eintritt bzw. nicht politisch
forciert wird, wird die technische Machbarkeit des Szenarios
eingeschränkt.

Die wichtigsten Fragen aller Ausstiegsszenarien lauten:

• Auf welche Ersatzenergien kann innerhalb welcher Zeit-
räume zurückgegriffen werden?

• Ist mit dem Verzicht auf Atomenergie ein Ansteigen bei den
klassischen Schadstoffen (SO2, NO*, Staub, CO) verbunden?

• Ist der Ausstieg juristisch machbar?

• Welche Konsequenzen entstehen für Industrie und Gesell-
schaft?

• Kann die Bundesrepublik als hochentwickelte Industriege-
Seilschaft ohne Nutzung der Atomenergie bestehen?

Die Grundforderung beispielsweise der Energiewende-
Autoren ist, die bundesdeutsche Stromerzeugung .vom Kopf
wieder auf die Füße zu stellen. Wie sieht diese Vision aus?
Statt der Verbundunternehmen soll die Kommune wieder zur
Basis der Energieversorgung werden. Der eigentliche Zweck
öffentlicher Energie-Unternehmen sei die Bereitstellung von
„Energiedienstleistungen". Dem Energieverbraucher kommt
es nicht auf die Versorgung mit Energie an sich an, sondern
vielmehr auf Wärme, Licht oder warmes Wasser. Dieser Be-
darf läßt sich zwar mit Strom befriedigen, aber auch durch
Wärmedämmung und andere Arten der Energieeinsparung.
So ließe sich sogar ohne Komfortverzicht der Energiever-
brauch senken. In Zusammenarbeit mit der örtlichen Industrie
könnte eine lokale Wärme-Kraft-Wirtschaft in optimierten
regionalen Energiekonzepten Strom und Wärme bereitstellen.
Mit der Senkung des Energieverbrauchs ließe sich der „unbe-
stritten beste Umweltschutz" treiben.

Der Weg in diese Vision verbaut einerseits das Energie-
Recht. Nach Meinung der Autoren bedarf es an mindestens
drei Punkten der grundlegenden Änderung:
Der Großverbund - „ein gigantisches privatwirtschaftlich
orientiertes Absatzkartell" - müßte aufgelöst werden. An seine
Stelle müßte die reale öffentliche Kontrolle über das Hoch-
spannungsnetz treten. „Stromstraßen für jedermann", in die
auch private Kleinerzeuger mit Windmühlen ihren Über-
schußstrom zu fairen Preisen einspeisen könnten. Die Kon-
sequenz ist nicht nur die Trennung der Stromproduktion vom
Transport, sondern langfristig auch die Senkung der Gesamt-
kosten für das Überlandnetz, das heute zur Ersatzlieferung
beim Ausfall eines der zentralen Großkraftwerke benötigt
wird, aber nicht einmal zur Hälfte ausgelastet ist.
Die Bundestarifforderung Elektrizität muß geändert werden.
Zwölf Jahre nach der Ölpreiskrise ist immer noch erlaubt, den
Strompreis in Grund- und Arbeitspreis aufzuspalten. Somit
wird dem Verbraucher Stromsparen nicht vergütet, sondern
zudem bei steigendem Verbrauch die Kilowattstunde noch
verbilligt. Stattdessen sollte ein „linearer Tarif eingeführt
werden, also der gleiche Preis für jede verbrauchte Stromein-
heit. Dies gilt erst recht für die Billigsttarife, mit denen die
Stromkonzerne der Industrie das Interesse an der Eigenstrom-
erzeugung abgekauft haben.
Die Kommunen sollen in die Lage versetzt werden, die Eigen-
Versorgung (wieder) aufzunehmen. Eine Reihe von Kommu-
nen hat durch sogenannte „Konzessionsverträge" das Recht
auf Eigenversorgung an die Groß-EVU verkauft. Die jährlich
fließenden Konzessionsabgaben füllen so manches Loch in
den knappen Etats. Und grundsätzlich gilt: Ein steigender
Strom- und Gasverbrauch führt zu steigenden Einnahmen.

Diese „fiskalischen" Interessen an der Energieverschwen-
dung könnten durch eine Trennung der allgemeinen Gemein-
de-Finanzierung von der Energieversorgung aufgehoben
werden. Vor allem die Defizite der Verkehrsbetriebe dürften
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nicht weiterhin - wie allerorts üblich - durch die Überschüsse
aus der Energiekasse ausgeglichen werden.

Das gar nicht so neue Schlagwort, um den Weg für eine
umweltverträglich, ressourcenschonende und nutzungsgerech-
te Energieversorgung zu ebenen, lautet Rekommunalisierung.
Einerseits ist die relativ überschaubare, kommunale Ebene
einer der bedeutendsten Ansatzpunkte. Andererseits soll die
Energiepolitik wieder vor Ort in den Rathäusern und nicht in
den Chefetagen der großen EVU gemacht werden. Aber ange-
sichts der wirtschaftlichen und politischen Allmacht der
Stromkonzerne, die sich auch in der personellen Verflechtung
von Energiewirtschaft und Politik ablesen läßt, werden es die
volkswirtschaftlichen und gesellschaftlichen Argumente
schwer haben, gegen das rein betriebswirtschaftlich orientierte
Kalkül der Stromkonzerne anzukommen.

Es sollte uns klar sein: Es wird keinen klammheimlichen
Ausstieg aus der Kernenergie geben. Die Hürde am Kartell
der Eletrizitätsversorgungsunternehmen muß erst einmal ge-
nommen werden. Der verstärkte Einsatz von Kohle erhält uns
bei allen technischen Möglichkeiten die bekannten Umwelt-
problème vom Waldsterben bis zur CCL-Emission.

Der Artikel von Hans Georg Beyer, Hansjörg Gabler und
Ekkehart Naumann zeigt, daß beim derzeitigen technischen
Stand auch Solarenergie nicht zur Verfügung steht.

Manfred Nitsch weist am brasilianischen Beispiel der Etha-
nolgewinnung aus Zucker nach, daß auch der Nutzung von
Biomasse enge Grenzen gesetzt sind. Seine Diskussion über
entsprechende Entwicklungsmöglichkeiten für die Bundes-
republik führt ihn zu einer Auseinandersetzung mit den Ener-
gieszenarien von Meyer-Abich und Schefold. Ihr als Ausstieg
aus der Kernenergie gedachter Sonnenpfad ist bei genauerem
Hinsehen eher ein Kohlepfad. Der Anteil regenerativer
Energieformen ist bescheiden und fast vernachlässigbar. Und
Energieeinsparungen, wie die Autoren es empfehlen, dürfen in
diesen Größenordnungen nicht darüber hinwegtäuschen, daß
sie hohe Investitionen im technisch harten Sinne bedeuteten.

Eins wird bei all diesen Diskussionen deutlich: Einen Aus-
stieg aus der Kernenergie, eine wirkliche Wende in der Ener-
giepolitik wird es nur geben, wenn daran die Suche nach
neuen Gesellschafts- und Zivilisationsmodellen verbunden ist;
Produktion, Verteilung und Verbrauch von Energie unter
anderen politischen Voraussetzungen neu geregelt wird.

Zuvor jedoch ein Blick auf die unmittelbaren Konsequen-
zen der Katastrophe von Tschernobyl. Heinz Helmers bilan-
ziert die Strahlenbelastungen der letzten Monate und schätzt
die gesundheitlichen Risiken daraus ab. Robert Alvarez zeich-
net die Geschichte der US-amerikanischen Auseinanderset-
zung um Grenzwerte bei Niedrigstrahlung nach. Auch und
gerade nach dem bundesdeutschen Komptenzwirrwar und
Gerangel um Grenzwertfestlegungen eine wichtige Diskus-
sion.
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